
Das Schicksal menschlicher Kulturen ist
eng mit dem Klima verknüpft. So zeigten
Forscher 2003, dass das Reich der Maya
vermutlichdurchdreiextremeDürreperi-
odenum die Jahre 810,860und 910 in die
Knie gezwungen wurde. Die Dürren führ-
ten zu inneren Unruhen, die regionale
Großmacht ging unter. Aber gefährdet
der Klimawandel auch die Gesellschaften
des 20. und 21. Jahrhunderts? Solomon
HsiangundseineKollegenvonderColum-
bia Universität in New York legen jetzt im
Fachblatt „Nature“ (Bd. 476, S. 438) zu-
mindesteinenHinweisvor,derdiesenVer-
dacht stärkt.

Die Forscher haben die Folgen der
Klimaanomalie El Niño untersucht, die
im Abstand von drei bis sieben Jahren an
der südamerikanischen Pazifikküste auf-
tritt. Dort steigen dann die Temperaturen
des Oberflächenwassers im Meer und der
Luft, in der Küstenwüste kommt es zu
starken Regenfällen. Allerdings gibt es
dort auch Jahre mit auffällig niedrigen
Temperaturen im Wasser und in der Luft.
In solchen La-Niña-Perioden kehren sich
die Verhältnisse einfach um und die
Wüste ist noch trockener als ohnehin.

Die Klimaphänomene beeinflussen
auch das Wetter in weit entfernten Regio-
nen. So bedeutet El Niño für Indonesien,
Australien und Teile des südlichen Afri-
kas außergewöhnliche Trockenheit.
Gleichzeitig gibt es im Golf von Mexiko

und im tropischen Nordatlantik weniger
Wirbelstürme. Bei La Niña sind die Ver-
hältnisse umgekehrt.

Die amerikanischen Forscher haben in
ihrer Studie Unruhen in den Jahren 1950
bis 2004 untersucht, bei denen mehr als
25 Menschen getötet wurden: insgesamt
234 Konflikte in 175 Ländern. In einem
von El Niño und La Niña beeinflussten
Land lag die Wahrscheinlichkeit für den
Beginn solcher inneren Unruhen in einer
La-Niña-Periode demnach bei drei Pro-
zent. In einem El-Niño-Jahr verdoppelte
sich die Wahrscheinlichkeit dagegen auf
sechs Prozent. In den nicht von der Kli-
maanomalie beeinflussten Ländern bleibt
die Wahrscheinlichkeit für den Ausbruch

innerer Unruhen konstant bei zwei Pro-
zent.

„Allerdings gibt es keinen simplen, di-
rekten Zusammenhang zwischen Klima-
änderungen und inneren Unruhen“, sagt
Michael Link von der Forschungsgruppe
Klimawandel und Sicherheit der Universi-
tät Hamburg. Fehlen die Niederschläge,
kann es etwa zu Missernten kommen.
Gibt es ohnehin Spannungen in der Ge-
sellschaft, weil die Unterschiede zwi-
schen Armen und Reichen sehr groß
sind, verstärkt der Ernteausfall diese Un-
terschiede. „Ein reiches Land wie Austra-
lien kann dann den Betroffenen effektiv
unter die Arme greifen“, erklärt Link. Ob-
wohl Australien stark von El Niño beein-
flusst wird, sind dort bisher keine inne-
ren Unruhen aufgetreten. In armen Län-
dern wie Peru dagegen kann der Staat
sich kaum Hilfe leisten. Als dort 1982 ein
starker El Niño die Ernte im Hochland
weitgehend vernichtete, brach aufgrund
der ohnehin vorhandenen Spannungen
ein Bürgerkrieg aus. Ähnliches passierte
1991 in Angola oder 1997 im Kongo und
in Ruanda.

„Dabei kann die Klimaanomalie der
Tropfen gewesen sein, der das Fass zum
Überlaufen brachte“, sagt Link. Das war
wohl auch vor 1100 Jahren bei den Maya
der Fall. Und ähnliche Effekte könnte nun
auch der Klimawandel haben, warnen die
Forscher.  Roland Knauer

Der Sommer kommt, und zwar richtig.
Mit viel Sonne und Temperaturen von
teils deutlich mehr als 30 Grad Celsius,
sagten verschiedene Wetterdienste in
den vergangenen Tagen voraus. Doch
wer morgens allzu dünn gekleidet aus
dem Haus trat, den fröstelte. Nicht mal
20 Grad zeigte das Thermometer in Ber-
lin am Vormittag, erst gegen Nachmittag
wurde es wärmer, örtlich gab es heftige
Gewittergüsse, während wenige Kilome-
ter weiter kein Tropfen niederging. Stoff
genug für das beliebteste Gesprächs-
thema: Das Wetter und die schlechten
Vorhersagen.

Detlef Schulz vom Deutschen Wetter-
dienst (DWD) in Potsdam redet nicht
drumherum und sagt ehrlich „Fehlprog-
nose“. Die Warmfront von Südwesten
kam nicht so gut durch, wie die Compu-
termodelle vorhergesagt hatten. Dem-
nach hätte sie in Richtung Ostsee ziehen
sollen, gefolgt vom heißen Sommerwet-
ter. Wider Erwarten sei von der Nordsee
kühle Luft bis in den Berliner Raum vorge-
drungen und habe die Warmfront vor den
Toren der Stadt blockiert, erläutert der
Meteorologe. Statt Sonne sah man vieler-
orts eine dicke Wolkendecke, die Tempe-
raturen bleiben entsprechend unter den
prognostizierten Werten. „Bis nach Sach-
sen und Südbrandenburg war die warme
Luft bereits gekommen, dort gab es
schon am Dienstag richtige Sommer-
tage“, sagt Schulz. Erst gestern Mittag
hatte die Warmfront auch Berlin hinter
sich gelassen, wo es dann den verspäte-
ten Bilderbuchsommer gab.

„Fehlprognosen gibt es immer wieder,
das muss man sich klar machen“, sagt
Schulz. Drei bis viermal im Jahr, schätzt
er, geht die Vorhersage richtig daneben.
Daran ändern auch die immer besseren
Wettermodelle nichts. Die beschriebene
„Grenzwetterlage“, bei der zwei Luftmas-
sen um die Vorherrschaft in einem Ge-
biet kämpfen, sei schwer zu handhaben,
sagt der DWD-Meteorologe. Je nachdem,

ob man sich auf der einen oder der ande-
ren Seite der Grenze befindet, kann das
Wetter sehr unterschiedlich sein. „Den
Verlauf dieser Linie vorherzusagen ist
sehr schwer.“

Das ist allerdings nicht das einzige Pro-
blem, mit dem die Meteorologen derzeit
zu kämpfen haben. Je wärmer und feuch-
ter die Luft ist, desto wahrscheinlicher ist
es, dass sich Gewitter bilden. Das ma-
chen die Wetterdienste auch deutlich, in-
dem sie „örtlich Gewitter“ ansagen las-
sen. Aber wo genau Blitz und Donner wü-
ten, ist ein Spiel mit vielen Unbekannten.
Zu vielen Unbekannten.

Alles beginnt damit, dass infolge der
Hitze viel Luft nach oben steigt. Oben
wird es kühler, Feuchtigkeit kondensiert,
Wolken entstehen. Zum Ausgleich
strömt in der Nähe Luft nach unten, es
entsteht ein Kreislauf, der teilweise auch
benachbarte Luftmassen mitreißt. „Ge-
witterzellen“ sagen Fachleute dazu. Von
oben gesehen sind sie meist nur wenige
Kilometer groß, vor allem aber bilden sie

sich sehr schnell. „Manchmal dauert es
nur 20 Minuten“, sagt Gerhard Lux, Spre-
cher beim DWD in Offenbach. Wo sie ent-
stehen, könne keiner vorhersehen, sie
folgten dem Chaosprinzip. „Das ist, als
ob man in einen Kochtopf schaut und vor-
hersagen will, wo die nächste Blase auf-
steigt“, erläutert er. „Man wird ziemlich
sicher danebenliegen.“

Deshalb versuchen die Meteorologen,
jene Gebiete zu identifizieren, in denen
es prinzipiell zu Gewittern kommen kann
und sprechen dann eine allgemeine War-
nung aus. „Es kann sein, dass das Gewit-
ter direkt über einen hinwegzieht, es
kann aber auch sein, dass es 20 Kilome-
ter entfernt entsteht, das bekommt man
gar nicht mit“, sagt Lux.

Die einen würden sagen, „der Wetter-
bericht stimmt nicht“, die anderen
„stimmt aber sehr wohl.“ Wer hat recht?
Und wann reden Meteorologen eigent-
lich von einer zutreffenden Vorhersage?
Das ist eine Wissenschaft für sich. Allein
der DWD beschäftigt acht Forscher, die

ständig Vorhersage und Wirklichkeit ver-
gleichen. „Gemessen an den Standards,
die für nationale Wetterdienste in Mittel-
europa gelten, haben wir eine Treffer-
quote von 92 Prozent bezogen auf die
nächsten anderthalb Tage“, sagt Lux. Die-
ser Wert sinkt bis auf 78 Prozent für den
siebten Tag. Als gute Vorhersagen gelten
solche, bei denen die gemessene Tempe-
ratur um weniger als 2,5 Grad von der
Prognose abweicht oder die Windrich-
tung um höchstens 30 Grad auf dem Kom-
pass abweicht. Würde man eine größere
Fehlertoleranz erlauben, hätte man eine
höhere Trefferquote.

Insgesamt haben die Meteorologen in
den vergangenen Jahrzehnten große Fort-
schritte erzielt. Ende der 60er Jahre lagen
die Prognosen der Tageshöchsttempera-
tur für den nächsten Tag in sechs Prozent
der Fälle um mehr als fünf Grad daneben.
Dieser Wert ist binnen 30 Jahren auf 0,6
Prozent gesunken. Eine hundertprozen-
tige Trefferquote für ihre Vorhersagen
werden sie aber nie erreichen.

Gewitter statt Hitzewelle
Große Wärme
war angesagt,

aber sie kam nicht.
Warum Wetterdienste

manchmal danebenliegen

Ein Viertel der Studierenden an deut-
schen Universitäten hat einen Auslands-
aufenthaltabsolviert.DasgehtausderMo-
bilitätsstudie des Hochschulinformati-
ons-Systems (HIS) für 2011 hervor. Mit
25 Prozent ist die Quote gegenüber der
letzten Erhebung von 2009 (26 Prozent)
geringfügig gesunken, 2007 lag sie aller-
dings bei nur 23 Prozent, geht aus einer
vorabverbreitetenZusammenfassungder
noch unveröffentlichten Studie im Auf-
trag des DAAD hervor.

Damit reagierte das HIS auf einen Vor-
bericht von „Forschung und Lehre“ (Heft
9/2011), der Zeitschrift des Deutschen
Hochschulverbandes. Das Blatt behaup-
tet, die Quote bei Bachelor- und Master-
studenten sei nur deshalb relativ stabil,

weil reisefreudige Diplom- und Magister-
studierende die geringe Mobilität ihrer
Kommilitonen in den Reformstudiengän-
gen ausglichen.

Tatsächlich lag die Mobilität 2009 bei
32 Prozent der Diplom- und Magisterstu-
denten, zusammen mit Bachelor- und
Masterstudierenden warenes 26Prozent.
2011 wertet das HIS die Studierenden in
den auslaufenden Studiengängen nicht
mehr gesondert; die Zahlen in den niedri-
gen Semestern seien mittlerweile zu ge-
ring, heißt es. Nicht legitim sei der Ver-
gleich mit den Magisterstudenten, die vor
allem in den besonders auslandsaffinen
Sprachwissenschaften zu finden waren.
Das HIS betont dagegen, dass die Aus-
landsmobilität vor allem im Master 2011

denbisherigenUmfanginDiplomstudien-
gängen erreiche. Dabei gibt es große Un-
terschiede zwischen den beiden Studien-
phasen: Im Bachelor waren an den Unis
16 Prozent im Ausland, an den Fachhoch-
schulen 17 Prozent, bezogen auf höhere
Semester steigt die Quote auf 22 Prozent
an den Unis, und 25 Prozent an den FHs.
Im 3. und 4. Mastersemester verbuchen
dann 37 Prozent unabhängig von der
Hochschulart einen Auslandsaufenthalt.

Entscheidend für die Mobilität seien
die Bedingungen für Auslandssemester,
die Hochschulen und Fächergruppen bie-
ten, resümiert das HIS. Behindert werde
die Mobilität durch organisatorischen
Aufwand und den Zeitdruck, dem sich
die Studierenden ausgesetzt sehen.  -ry

Topographie und FU kooperieren
DasBerlinerDokumentationszentrumTo-
pographie des Terrors setzt verstärkt auf
digitale Zeitzeugen-Archive. Gemeinsam
mit der Freien Universität sollen im Rah-
men des Projektes „Stimmen der Opfer
am Ort der Täter“ Bildungsmodule insbe-
sonderefürSchüler entwickeltwerden, in
denen Zeitzeugen zu Wort kommen. Dies
siehteineKooperationsvereinbarungzwi-

schen der FU und der Stiftung Topogra-
phie des Terrors vor, die am Dienstag-
abend in Berlin unterzeichnet wurde. Die
FUsolldafürdenZugangzudreibedeuten-
den digitalen Zeitzeugen-Archiven zum
Nationalsozialismus bereitstellen. Ein
Schwerpunkt der Zusammenarbeit zwi-
schen FU und Topographie werde darauf
liegen, diese Interviews didaktisch zu-
gänglich zu machen, hieß es.  epd

Eingeschlagen. Bei dem derzeit herrschenden Wetter gibt es viele Gewitter. Wo genau sich diese Energiebündel bilden und welche Orte
verschont bleiben, können Meteorologen aber nicht vorhersagen.  Foto: dpa

„Master so mobil wie Diplom“
Studie: Insgesamt war heute ein Viertel der Studierenden im Ausland

Hitze und Waffen. Dürren können schwe-
lende Konflikte weiter anheizen.  Foto: AFP

Klima des Konfliktes
In besonders heißen Jahren kommt es doppelt so häufig zu Bürgerkriegen

„So zügig wie möglich“ soll der Bund bei
der Berliner Charité mit dem Land koope-
rieren. Das erklärte Wissenschaftsse-
nator Jürgen Zöllner (SPD) am Mittwoch
anlässlich einer Sitzung des Wissen-
schaftsausschusses des Abgeordneten-
hauses. Einen konkreten Termin nannte
Zöllner fürdenEinstiegdes Bundes inder
Sitzung nicht. Er stellte nur in den Raum,
Beschlüsse könnten vor dem Ende der ak-
tuellen Legislaturperiode im Bund – also
bis 2013 – verkündet werden. Dabei gehe
es um die Zusammenführung der For-
schung der Charité mit der des Max-Del-
brück-Centrums (MDC). Für das gesamte
KlinikumoderdieKrankenversorgungsei
eine Kooperation „nicht realistisch“.

Noch halten sich die Beteiligten be-
deckt, wie die Kooperation genau ausse-
hensoll.DasGrundgesetz schließteinein-
stitutionelle Finanzierung von universitä-
ren Einrichtungen durch den Bund aus.
Umwege müssen gefunden werden oder
das Grundgesetz geändert werden.

Zumindest Letzteres schloss Zöllner im
FallderCharitéaus.Erkönne„nurempfeh-
len, den Weg auf der Basis des jetzigen
Grundgesetzes zu gehen“. Entscheidend
sei,eineLösungzufinden,diealleBundes-
länder überzeuge, da diese dem Vorhaben
zustimmen müssen. Daher müsse für die
Charité eine Vereinbarung gefunden
werde, „die inabgewandter Formauchan-
derswo Modell sein kann“. Das Modell
müsse zudem so gestaltet sein, dass es
„eine Perspektive für die Geisteswissen-
schaften“ und andere Bereiche darstelle.
Zöllner nannte auch die Physik.

Die Äußerung Zöllners könnte man so
interpretieren, dass bereits über weitere
Standorte nachgedacht wird, an denen
sich der Bund beteiligen will – auch
wenn sich der Senator darüber in Schwei-
gen hüllte. Er sagte lediglich, als Vorsit-
zender der Gemeinsamen Wissenschafts-

konferenz von Bund und Ländern sei er
seit Monaten mit Schavan im Gespräch,
wie eine institutionelle Zusammenarbeit
von Bund und Ländern in der Wissen-
schaft aussehen könne.

Ein „Ansatzpunkt“ sei sicher der Weg
wie beim KIT in Karlsruhe, bekräftigte
Zöllner. Der Bund stieg dort über ein von
ihm finanziertes außeruniversitäres Zen-
trum bei der Uni Karlsruhe ein. Diese
Rolle würde in Berlin das MDC überneh-
men. Charité und MDC hätten die
Chance, gemeinsam zu den weltweit bes-
tenzehnStandortenindenLebenswissen-
schaften aufzusteigen, sagte Zöllner, was
auch der Charité-Vorstandsvorsitzende
Karl Max Einhäupl und Dekanin Annette
Grüters-Kieslich betonten. Als Modell
nannteZöllnerzudemdievomBundfinan-
zierten nationalen Gesundheitszentren,
bei denen Uniklinika und die Helm-
holtz-Gemeinschaft große Krankheitsbil-
der gemeinsam erforschen.

Die Berliner CDU hatte am Montag die
Umwandlung der Charité in eine öffent-
lich-rechtliche Stiftung angeregt, an der
Land und Bund gemeinsam beteiligt sind.
Zöllner zeigte sich offen für diesen Vor-
schlag: Das sei eine „geeignete Rechts-
form“. Das MDC müsse von Beginn an
einbezogen werden, ansonsten sei eine
Beteiligung des Bundes schwer denkbar.

In einer Aussprache hoben Vertreter al-
ler Parteien die Chancen hervor, die eine
Beteiligung des Bundes an der Charité
biete. Einig waren sich die Parlamenta-
rier, dass es „nicht darum geht, dass das
klamme Berlin Geld abgreift“, wie Lars
Oberg (SPD) formulierte. Vielmehr
müssten sich Charité und MDC „qualita-
tiv weiterentwickeln“. Oberg hob hervor,
die Charité habe in den vergangenen Jah-
ren „unter außerordentlich schwierigen
Rahmenbedingungen hervorragende Ar-
beit geleistet“.  Tilmann Warnecke

E FNACHRICHTEN

Von Ralf Nestler

Was die Charité heilt
Zöllner konkretisiert Pläne für Bundesbeteiligung
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